
Im Blick auf die Bedeutung der Globalisierung
für den vollständigen Genuß aller Menschen-
rechte rief die Unterkommission die Artikel 28
und 25 der Allgemeinen Erklärung der Men-
schenrechte – Recht auf eine menschenrechtli-
chen Forderungen entsprechende »soziale und
internationale Ordnung« und auf einen ange-
messenen Lebensstandard – in Erinnerung. An-
gesichts des bindenden Charakters der fort-
schreitenden Realisierungsverpflichtung nach
dem Internationalen Pakt über wirtschaftliche,
soziale und kulturelle Rechte rief die Unter-
kommission die Regierungen dazu auf, sich bei
Entscheidungen zur Weltwirtschaftspolitik von
den eingegangenen menschenrechtlichen Ver-
pflichtungen leiten zu lassen. Der Menschen-
rechtskommission schlug sie vor, eine Exper-
tenrunde einzuberufen, die neben den zuständi-
gen Sonderberichterstattern und Spezialeinrich-
tungen der Vereinten Nationen auch die Bret-
ton-Woods-Institutionen und die Industrielän-
der-Organisation OECD einbeziehen soll. �

Neue Heimat UN
CAROLA HAUSOTTER

Indigene Völker: Forum tritt erstmals zu-
sammen – Kompetenzgrenzen und Spiel-
räume – Meilenstein im Kampf um die 
Rechte der Ureinwohner

(Vgl. auch Carola Hausotter, Auf dem Weg zur
Anerkennung von Gruppenrechten. Neue For-
men der Zusammenarbeit zwischen indigenen
Völkern und Regierungen im System der Ver-
einten Nationen, VN 4/2001 S. 133ff.)

1923 seien Vertreter indigener Völker erstmals
an den Völkerbund mit ihren Anliegen herange-
treten – ohne Erfolg. Darauf wies der nordnor-
wegische Same Ole Henrik Magga, der Vorsit-
zende des Ständigen Forums für indigene Ange-
legenheiten (Permanent Forum on Indigenous
Issues), zu Beginn der ersten Tagung dieses
Gremiums hin, die vom 13. bis 24. Mai 2002 am
Sitz der UN stattfand. »Für diejenigen, die zu-
hause nicht anerkannt werden, ist es eine große
Hilfe, daß wir bei den Vereinten Nationen An-
erkennung finden«, so Magga. UN-Generalse-
kretär Kofi Annan drückte das so aus: »Am er-
sten Tag ihrer Tagung hat sie ... der Präsident
des Wirtschafts- und Sozialrats mit diesen Wor-
ten begrüßt: ›Willkommen in der Familie der
Vereinten Nationen‹. Ich möchte dieses Gefühl
noch einmal zum Ausdruck bringen und allen
indigenen Völkern der Welt sagen: Ihr seid bei
den Vereinten Nationen zuhause.«

I. Der Wirtschafts- und Sozialrat (ECOSOC)
hatte die Gründung dieses neuen Nebenorgans
mit seiner Resolution 2000/22 vom 28. Juli
2000 beschlossen gehabt; ein Jahr später teil-
te die Hohe Kommissarin für Menschenrechte,
Mary Robinson, mit, die erste Zusammenkunft
des Forums werde vom 6. bis 17. Mai 2002
stattfinden. Zwar verschob sich der Termin ge-
ringfügig, doch kam ein Ereignis zustande, was
für die Staatenorganisation UN durchaus histo-
rischen Rang hat. Denn in dem 16 Mitglieder

umfassenden Gremium stellen Vertreter der ver-
schiedenen Gruppen der Ureinwohner die Hälf-
te der Mitglieder (die andere Hälfte sind Regie-
rungsvertreter).
Die Unterstützung seitens der Vereinten Natio-
nen ist dringend erforderlich, denn bislang ver-
fügt das Ständige Forum über keine eigene In-
frastruktur. Seine Mitglieder standen bei ihrem
ersten Treffen vor der Aufgabe, den Arbeitsauf-
trag des Ständigen Forums zu konkretisieren und
näher zu bestimmen. Dementsprechend diente
die erste Tagung vornehmlich der Bestandsauf-
nahme und Orientierung. Damit verbunden war
das Zusammentreffen mit Vertretern von UN-
Einrichtungen, die die Zusammenarbeit mit in-
digenen Völkern als Teil ihrer Arbeit begreifen
und konkrete Projekte initiiert haben.

II. Drei Hauptanliegen zeichneten sich im Ver-
lauf der Tagung ab:
� die genaue Bestimmung von Aufgaben und

Inhalten der Arbeit des Ständigen Forums,
� die Bestandsaufnahme dessen, was bereits

an Projekten zum Schutz der Rechte der in-
digenen Völker vorhanden ist, und

� das Aufzeigen der Mißstände in den Staa-
ten, in denen indigene Völker leben.

Betont wurde dabei die Notwendigkeit von In-
itiativen auf der internationalen Ebene, um Maß-
stäbe zu setzen, auf die sich die indigenen Völ-
ker gegenüber ihren Regierungen berufen kön-
nen.
Hinsichtlich der Kompetenzen des Forums legt
die Resolution 2000/22 fest, daß es sich mit
wirtschaftlichen und sozialen Entwicklungen,
Kultur, Umwelt, Bildung, Gesundheit und Men-
schenrechten der indigenen Völker beschäfti-
gen soll. Im Rahmen dessen dient es als bera-
tendes Organ sowohl für den ECOSOC als auch
für weitere UN-Einrichtungen, die sich mit in-
digenen Angelegenheiten befassen.
Bereits zu Beginn der Tagung wurde das Stän-
dige Forum unter anderem von Regierungsver-
tretern und vom Präsidenten des ECOSOC dazu
aufgefordert, in seinem abschließenden Bericht
sehr konkret zu formulieren, was es als seine
Aufgabe ansieht und wie die Unterstützung
durch die Staaten aussehen soll. Die Menschen-
rechtshochkommissarin mahnte bei den Staaten
an, daß es mit der bloßen Schaffung eines Gre-
miums wie dem Ständigen Forum nicht getan
sei, sondern daß ihm auch die für die Arbeit not-
wendigen Mittel zur Verfügung gestellt werden
müßten.

III. Hinsichtlich des Arbeitsauftrags für das
Ständige Forum kam schließlich eine Liste von
über 1000 Vorschlägen zusammen. Einige Be-
tätigungsfelder wurden dann im Abschlußbe-
richt des Ständigen Forums herausgehoben. So
soll das Ständige Forum künftig einmal jährlich
am Sitz der Vereinten Nationen zusammentre-
ten; außerdem soll zwischen den offiziellen Ta-
gungen einmal ein informelles Treffen der Fo-
rumsmitglieder stattfinden. Bis zur zweiten Ta-
gung soll der ECOSOC veranlassen, daß alle
Einrichtungen der Vereinten Nationen Informa-
tionen über ihre Aktivitäten in bezug auf indige-
ne Völker liefern. Weiterhin wird die Abhal-
tung eines dreitägigen Werkstattseminars ange-
regt, das sich mit Vorschlägen für das Anlegen
von Datensammlungen über indigene Angele-

genheiten befassen soll. Alle drei Jahre soll ein
umfassender Bericht der Vereinten Nationen
über die Lage der Ureinwohner vorgelegt wer-
den.
Angemahnt wird der Abschluß der Verhandlun-
gen über eine Erklärung der Vereinten Nationen
zu den Rechten der indigenen Völker; hier sind
nach wie vor die Fragen der Gruppenrechte 
und des Selbstbestimmungsrechts strittig. Wün-
schenswert wäre es, eine derartige Deklaration
noch vor dem Ende der ›Internationalen Dekade
der Ureinwohner‹ (1994-2004) zu verabschie-
den. Angeregt wird zwecks Abgrenzung der Auf-
gabengebiete zwischen dem Forum und der bei
der Menschenrechts-Unterkommission ange-
siedelten ›Arbeitsgruppe für autochthone Be-
völkerungsgruppen‹ ein Treffen der Mitglieder
beider Gremien. Als ein Aufgabengebiet der Ar-
beitsgruppe sieht man beispielsweise den Aus-
bau des Engagements zugunsten der Förderung
von Angehörigen der indigenen Völker an, etwa
mittels Stipendien. Daneben solle sich die Ar-
beitsgruppe vertieft mit den menschenrechtli-
chen Themen beschäftigen und die vorhande-
nen Defizite aufzeigen; daraus resultierende Be-
richte könnten an das Ständige Forum weiterge-
leitet werden.
Im Bereich der wirtschaftlichen und sozialen
Entwicklung wird die Rolle der ILO hervorge-
hoben und die Ratifikation des die Rechte indi-
gener Völker explizit verankernden ILO-Über-
einkommens 169 von 1989 durch weitere Staa-
ten angeregt. Nachdem bereits eine große Zahl
lateinamerikanischer Länder die Konvention ra-
tifiziert hat, wäre dies auch seitens afrikani-
scher, asiatischer und auch europäischer Länder
ein bedeutsamer Schritt.
Vorsitzender Magga hob als eine der wichtig-
sten Forderungen des Gremiums die Ausstat-
tung mit finanziellen Mitteln und einem eigenen
Sekretariat, das an das des ECOSOC anzuglie-
dern sei, hervor. In der Tat wird das neu gegrün-
dete Ständige Forum den Erwartungen in eine
weltweite Verbesserung der Lage indigener Völ-
ker nur gerecht werden können, wenn dem da-
für nun bestehenden Gremium seitens der Staa-
ten die erforderlichen Mittel an die Hand gege-
ben werden. �

Straflosigkeit und Opportunität

ELKE WINTER

Strafgerichtsbarkeit: Aufarbeitung des Völ-
kermords in Kambodscha fraglich – Na-
tionale Gesetzgebung – Keine Beteiligung
der UN

(Vgl. auch Peter Bardehle, Kambodscha: ein
Frieden mit Minen. Die UNTAC als Friedens-
operation der Superlative, VN 3/1993 S. 81ff.,
und Peter J. Opitz / Doris Seemüller, Dreier-
koalition, Vierergespräche und Große Fünf. Der
Beitrag der Vereinten Nationen zur Lösung 
des Kambodscha-Konflikts, VN 4/1992 S.
126ff.)
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Jeweils nur für kurze Zeit – in den sechziger
Jahren, dann noch einmal zu Beginn der neunzi-
ger Jahre – war Kambodscha ein Brennpunkt
der Weltpolitik. Die Aufmerksamkeit flaute im-
mer wieder rasch ab, und das Land wurde erneut
zum Nebenschauplatz. Wie früher schon, nach
dem Vietnamkrieg, profitieren heute, nach dem
Krieg in Afghanistan, die Führer der einstigen
Roten Khmer von dem Umstand, daß die Auf-
merksamkeit der internationalen Öffentlichkeit
ganz von anderen, beherrschenden Themen der
Weltpolitik in Anspruch genommen wird. Wie-
derum könnten die Anhänger Pol Pots ohne Stra-
fe davonkommen. Am 8. Februar 2002 haben
sich die Vereinten Nationen nach fast fünf Jah-
ren der Verhandlungen von dem Vorhaben ei-
nes Gerichtshofs zurückgezogen, der die Ver-
antwortlichen des von den eigenen Landsleu-
ten zwischen 1975 und 1979 verübten Geno-
zids in Kambodscha zur Rechenschaft ziehen
sollte.
Dies kontrastiert mit einem Fortschritt in der 
internationalen Strafgerichtsbarkeit, der kurz
zuvor erzielt worden war: am 16. Januar 2002
war zwischen den Vereinten Nationen und der
Regierung Sierra Leones ein Abkommen über
die Schaffung eines Sondergerichtshofs für den
westafrikanischen Staat geschlossen worden.
Dies ging auf die Resolution 1315 des Sicher-
heitsrats vom 14. August 2000 (Text: VN 2/
2001 S. 85f.) zurück, in der empfohlen wurde,
die sachliche Zuständigkeit dieses Sonderge-
richts »namentlich auf Verbrechen gegen die
Menschlichkeit, Kriegsverbrechen und andere
schwere Verstöße gegen das humanitäre Völ-
kerrecht« wie auch die einschlägigen Verbre-
chen nach dem Recht des Landes zu erstrecken.
Im Visier stehen die Personen, »die die Haupt-
verantwortung für die Begehung der ... genann-
ten Verbrechen tragen«. Auch wenn die Arbeit
des neuen Gerichts erst anläuft, scheinen die
Chancen für eine wirksame Verfolgung der
Haupttäter besser zu sein als in Kambodscha.

I. Die Pariser Friedensabkommen vom Okto-
ber 1991 setzten dem langen tragischen Kon-
flikt in Kambodscha ein Ende. Das Land hatte
sich seit seiner Unabhängigkeit mehrfach unter
dem Einfluß verschiedener Gewaltherrschaften
befunden. Menschenrechtsverletzungen waren
an der Tagesordnung. Die Grausamkeiten er-
reichten aber einen seit dem Zweiten Weltkrieg
weltweit nicht mehr gekannten Höhepunkt un-
ter der Herrschaft der Roten Khmer mit ihrem
Führer Pol Pot: 1,7 Millionen Menschen kamen
von 1975 bis 1979 durch Exekutionen, Hunger,
Krankheit und Erschöpfung zu Tode.
Auf der Basis der Abkommen von 1991 wurde
die Übergangsbehörde der Vereinten Nationen
in Kambodscha (UNTAC) ins Leben gerufen,
eine »Friedensoperation der Superlative«. Auch
die Roten Khmer waren Vertragspartei. Aus die-
sem Grunde konnten keine Bestimmungen hin-
sichtlich möglicher Strafverfahren gegen Anfüh-
rer des Terrorregimes in die Friedensvereinba-
rungen aufgenommen werden. Sie blieben also
straffrei und auch nach dem Ende der UNTAC-
Verwaltung militärisch aktiv. Mitte der neunzi-
ger Jahre sah die kambodschanische Regierung
keinen anderen Ausweg, als die Anführer der
Roten Khmer durch Amnestieversprechen zum
Aufgeben zu bewegen.

II. Erst der zunehmende Druck von außen be-
wog die Regierung 1997 dazu, die Vereinten
Nationen um Unterstützung bei der Strafverfol-
gung zu bitten. Eine daraufhin vom Generalse-
kretär beauftragte Expertengruppe empfahl die
Einrichtung eines internationalen Ad-hoc-Tri-
bunals außerhalb des Landes. Man zweifelte an
der Fähigkeit Kambodschas, ein Strafverfahren
im Einklang mit internationalen Mindeststan-
dards durchzuführen. Die Regierung stellte al-
lerdings klar, daß die Verfahren in Kambodscha
selbst und vor kambodschanischen Gerichten
stattzufinden hätten, da alles andere eine Verlet-
zung der Souveränität des Landes darstelle.
1999 einigte man sich auf einen Kompromiß.
Bei den kambodschanischen Gerichten sollten
zur »Verfolgung von Verbrechen, die in der
Zeit des Demokratischen Kamputschea began-
gen wurden« außerordentliche Kammern (ex-
traordinary chambers) eingerichtet werden – un-
ter nationaler Jurisdiktion, aber mit Unterstüt-
zung und Beteiligung der Vereinten Nationen.
Das Gericht würde sich aus nationalen und von
den UN benannten internationalen Richtern zu-
sammensetzen. Der Kompromiß sah im Ergeb-
nis eine Art hybrides, gemischt national-inter-
nationales Gericht vor. UN-Rechtsberater Hans
Corell bemerkte dazu auf einer Pressekonferenz
im Juli 2000, man müsse ein Gleichgewicht
schaffen zwischen der Achtung der nationalen
Souveränität und den internationalen Anforde-
rungen an die Rechtsstaatlichkeit.

III. Das kambodschanische Gesetz über die Ver-
fahren gegen die Roten Khmer (Khmer Rouge
Trials Law) wurde im August 2001 vom Parla-
ment verabschiedet. Es sieht eine Kammer vor,
die in das bestehende Gerichtssystem eingeglie-
dert werden soll. Auch sie wird drei Instanzen
umfassen. Anwendbares Recht werden sowohl
das kambodschanische Strafgesetzbuch als auch
internationale Übereinkommen wie die Völker-
mord-Konvention von 1948 und das Genfer Ab-
kommen von 1949 sein. Auch Verbrechen ge-
gen die Menschlichkeit sollen bestraft werden.
Was die Zusammensetzung des Gerichts angeht,
werden die kambodschanischen Richter in der
Überzahl sein. Jedoch ist zur Urteilsfällung eine
qualifizierte Mehrheit erforderlich, so daß die
internationalen Richter in der Praxis eine Sperr-
minorität haben werden. Das Gesetz macht aber
eine Ausnahme für den Fall, daß keine ausländi-
schen Richter bereit stehen. Ihren Platz können
dann kambodschanische Richter einnehmen. Ei-
ne Beteiligung der Vereinten Nationen an dem
Gericht ist also keine Bedingung für sein Funk-
tionieren.

IV. Experten der Vereinten Nationen wiesen
bereits vor der Verabschiedung des Gesetzes
darauf hin, daß ein Übergewicht der internatio-
nalen Richter wünschenswert sei. Die Art von
unabhängigen, erfahrenen Richtern, welche die
Materie erfordere, existiere in Kambodscha nicht.
Die kambodschanischen Richter stünden unter
dem Druck politischer und militärischer Krei-
se, und die Mehrheit der jetzigen Richter ha-
be keinerlei juristische Ausbildung. Das Gesetz
bleibe hinter den internationalen Anforderun-
gen zurück.
Derartige Bedenken sollten durch eine Verein-
barung (Memorandum of Understanding) aus

der Welt geschafft werden. Dieses Abkommen
sollte die Zusammenarbeit zwischen Kambod-
scha und den UN regeln und die Respektierung
internationaler Anforderungen an die Rechts-
staatlichkeit garantieren. Die Vereinten Natio-
nen machten ihre Beteiligung an dem Gericht
ausdrücklich von der Ratifizierung dieser Ver-
einbarung abhängig, welche im Fall eines Wi-
derspruchs mit dem Gesetz Vorrang haben soll-
te.
Nach Ansicht des Premierministers Hun Sen
wäre allerdings die Bindung Kambodschas an
eine derartige Übereinkunft eine Verletzung sei-
ner Souveränität. Deshalb könne das ›Memo-
randum of Understanding‹ unter keinen Um-
ständen unterzeichnet werden. »Wenn die Ver-
einten Nationen mit dem Gesetz unzufrieden
sind, können sie sich ja vom Gericht zurückzie-
hen, ... das wäre großartig«, äußerte Hun Sen
schon im Juni 2001. Die kambodschanische Re-
gierung stellte klar, daß sie nur ein Ja oder ein
Nein akzeptiere und zu keinen weiteren Kon-
zessionen bereit sei.

V. Am 8. Februar 2002 teilte der für Rechtsan-
gelegenheiten zuständige Untergeneralsekretär
Corell die Entscheidung des Generalsekretärs
mit, daß sich die Vereinten Nationen von dem
Vorhaben zurückziehen. Noch am 19. Dezem-
ber 2001 hatte die Generalversammlung in ihrer
Resolution 56/169 zur Menschenrechtslage in
Kambodscha beide Seiten ermutigt, ihre Be-
mühungen um eine Einigung fortzusetzen.
Als Begründung führte Corell zunächst an, die
UN könnten nicht an ein innerstaatliches Gesetz
gebunden werden. Der Abschluß eines Abkom-
mens mit Vorrang gegenüber dem nationalen
Gesetz sei von Anfang an Grundvoraussetzung
für eine Beteiligung gewesen. Es sei von großer
Wichtigkeit, daß die Vereinten Nationen die Kon-
trolle über den Prozeß behielten. Ansonsten sei
die Einhaltung der internationalen Mindestan-
forderungen an Justiz und Rechtsstaatlichkeit
nicht garantiert. Des weiteren kritisierte er, Kam-
bodscha habe die Verabschiedung des Gesetzes
übermäßig verzögert, was insbesondere in An-
betracht des fortgeschrittenen Alters der Anfüh-
rer der Roten Khmer zu bemängeln sei. Auch
die mögliche Verurteilung zuvor begnadigter
Funktionäre sei durch das Gesetz nicht hinrei-
chend garantiert. Nach Ansicht Corells ist es un-
wahrscheinlich, daß diese Meinungsverschie-
denheiten durch weitere Verhandlungen gelöst
werden könnten.

VI. Hun Sen lehnte prompt jegliche weiteren
Zugeständnisse ab und stellte den Vereinten Na-
tionen eine Frist von drei Monaten, nach deren
Ablauf die Prozesse ohne Beteiligung der Orga-
nisation beginnen sollten. Diese Frist ist Mitte
Mai abgelaufen, ohne daß dies geschehen war.
Gegenüber den Geberstaaten ließ Hun Sen Mit-
te Juni allerdings eine gewisse Flexibilität er-
kennen und zeigte sich – bei entsprechendem 
finanziellem Entgegenkommen – auch wieder
zur Kooperation mit den Vereinten Nationen be-
reit.

VII. Von mehreren Menschenrechtsorganisa-
tionen war der Abbruch der Verhandlungen im
Februar mit dem Argument begrüßt worden, es
sei besser, keinen Prozeß zu führen als einen
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mangelhaften, der keine wahre Gerechtigkeit
bringe. Ein solches Verfahren setze einen ge-
fährlichen Präzedenzfall für die Zukunft, durch
den die Vereinten Nationen an Glaubwürdigkeit
verlieren könnten. Es habe in Kambodscha nie
die wahre Absicht gegeben, einen fairen Prozeß
zu führen. Hun Sen folge letztlich Opportunitäts-
erwägungen. Zu tief waren in vielen Fällen auch
Vertreter des heutigen Staatsapparats in die Er-
eignisse der Ära der Roten Khmer verstrickt ge-
wesen. �

Grenzen des Weltrechtsprinzips

KARIN OELLERS-FRAHM

IGH: Erfolg Kongos gegen Belgien – Im-
munität eines Außenministers vor straf-
rechtlicher Verfolgung im Ausland durch
dortige nationale Gerichte – Problematik 
einer universellen Zuständigkeit

Belgien hätte den Haftbefehl, den ein Brüsseler
Gericht erster Instanz gegen den damaligen
Außenminister Kinshasas, Abdulaye Yerodia
Ndombasi, verhängt hatte, nicht ausschreiben
und international verbreiten dürfen. Dies hat der
Internationale Gerichtshof (IGH) am 14. Febru-
ar 2002 in seinem Urteil in dem Fall betreffend
den Haftbefehl vom 11. April 2000 (Demokrati-
sche Republik Kongo gegen Belgien) entschie-
den. Belgien ist gehalten, den Haftbefehl aufzu-
heben und alle Instanzen, denen er übermittelt
wurde, entsprechend zu benachrichtigen. Kongo
hatte die Klage am 17. Oktober 2000 erhoben.

I. Grundlage für den Haftbefehl waren Äuße-
rungen gewesen, die Yerodia im August 1998 in
seinem Land – bis 1960 Belgisch-Kongo – ge-
tan haben soll und mit denen zum Rassenhaß
gegen die ethnische Gruppe der Batutsi aufge-
rufen wurde. Der Minister, der weder belgischer
Staatsangehöriger ist noch auf belgischem
Staatsgebiet anwesend war, war in Belgien auf
Grund dieser Äußerungen wegen Verletzungen
der Genfer Konventionen von 1949 und ihrer
Zusatzprotokolle sowie wegen Verbrechen ge-
gen die Menschlichkeit angeklagt worden.
Mit seiner Klage begehrte Kongo die Aufhe-
bung des Haftbefehls, da erstens das belgische
Gericht auf der Grundlage des Weltrechtsprin-
zips – das eine universelle Zuständigkeit für die
Strafverfolgung schwerster Verbrechen postu-
liert – nicht zuständig sei für den Erlaß eines
Haftbefehls in Abwesenheit; zweitens stelle die
Anklage eine Verletzung der Immunität eines
amtierenden Außenministers dar. Im weiteren
Verfahren stützte Kongo sich allerdings nur noch
auf das zweite Argument, so daß der IGH zur
ersten besonders interessanten Frage der Befug-
nis zum Erlaß eines Haftbefehls in Abwesenheit
auf Grund universeller Zuständigkeit nicht Stel-
lung nehmen mußte.
Mit 13 gegen 3 Stimmen entschied der IGH in
seinem Urteil, daß der Erlaß des internationa-
len Haftbefehls eine Verletzung der strafrechtli-
chen Immunität und Unverletzlichkeit darstell-
te, die Yerodia als Außenminister nach Völker-
recht genoß. Die Aufhebung des Haftbefehls
durch Belgien wurde mit 10 gegen 6 Stimmen

verfügt. Zuvor hatte der Gerichtshof mit 15 Stim-
men gegen eine seine Zuständigkeit in der Streit-
sache für gegeben erachtet.
Belgien hatte einige vorgängige Einreden erho-
ben. Den Einwand, daß inzwischen kein Streit
mehr zwischen den Parteien bestehe, weil Yero-
dia inzwischen nicht mehr Außenminister sei
und der Regierung gar nicht mehr angehöre,
wies der IGH zurück. Für die Beurteilung, ob
ein Streit vorliege, sei der Zeitpunkt der Klage-
erhebung ausschlaggebend, und zu diesem Zeit-
punkt bestand ein Streit. Auch den Einwand,
daß der Fall gegenstandslos (moot) geworden
sei, weil Yerodia nicht mehr Außenminister war,
wies der IGH ab: da Kongo weiterhin die Auf-
hebung des Haftbefehls begehre und Belgien
dieses Anliegen bestreite, bestehe eine Streitig-
keit.
Die Einreden gegen die Zulässigkeit der Klage
wies der IGH ebenfalls zurück. Er konnte nicht
feststellen, daß eine Änderung der Klage durch
die Heranziehung neuer Fakten vorliege; noch
teilte er die Meinung Belgiens, daß auf Grund
des Wechsels in der persönlichen Situation
Yerodias der Fall nun einer des diplomatischen
Schutzes war und daher die innerstaatlichen
Rechtsmittel erschöpft sein müßten, bevor der
IGH entscheiden könne. Da Kongo keine sub-
jektiven Rechte Yerodias geltend gemacht hatte
und außerdem für die Beurteilung dieser Frage
der Zeitpunkt der Klageerhebung ausschlagge-
bend ist, wurde auch dieser Einwand zurückge-
wiesen.
Bezüglich der Tatsache, daß Kongo den Antrag
zur Frage des Weltrechtsprinzips nicht aufrecht
erhalten habe, stellte der IGH klar, daß er nun
zwar nicht in der Sache hierüber entscheiden
könne, daß er aber nicht gehindert sei, im Rah-
men der Urteilsbegründung auch diese Frage zu
streifen.

II. In der Hauptsache beschränkte der Gerichts-
hof sich dann jedoch auf die Fragen zur Immu-
nität. Er legte zunächst dar, daß grundsätzlich
die Immunität von Außenministern nicht der
Person, sondern dem Amt dient, das sie für
ihren Staat wahrnehmen. Nach Völkergewohn-
heitsrecht genießen Außenminister daher im
Ausland Immunität vor strafrechtlicher Verfol-
gung und Unverletzlichkeit. Dies ist nicht nur
der Fall, wenn sich der Außenminister dienst-
lich im Ausland aufhält, sondern auch, wenn er
sich privat dort befindet – und das unabhängig
davon, ob die in Frage stehenden Akte vor oder
während der Amtszeit stattfanden und ob sie in
amtlicher oder privater Funktion vorgenommen
wurden.
Dann prüfte der Gerichtshof, ob diese Regeln
des Völkerrechts auch dann gelten, wenn ein
Außenminister im Verdacht steht, Verbrechen
gegen die Menschlichkeit begangen zu haben.
Der IGH untersuchte in diesem Zusammenhang
sehr gründlich die Staatenpraxis, nationale Ge-
setze und Gerichtsentscheidungen, so die Ent-
scheidung des britischen Oberhauses im Fall
Pinochet und des französischen Kassationshofs
im Fall Gaddafi. Er prüfte ebenfalls die Statuten
und die Rechtsprechung internationaler Straf-
gerichte und kam zu dem Ergebnis, daß es von
der Völkerrechtsregel der Immunität vor straf-
rechtlicher Verfolgung vor (nationalen) auslän-
dischen Gerichten keine Ausnahme gibt, auch

nicht für Verbrechen schwerster Art. Der Ge-
richtshof machte allerdings deutlich, daß zu un-
terscheiden ist zwischen der Zuständigkeit ei-
nes Gerichts und der Immunität derjenigen, die
vor dem Gericht verklagt werden. Zuständigkeit
impliziere nicht das Fehlen der Immunität,
während fehlende Immunität nicht Zuständig-
keit impliziere. Ebenfalls treffe es nicht zu, daß
Immunität amtierender Außenminister vor straf-
rechtlicher Verfolgung gleichzusetzen sei mit ei-
ner Straflosigkeit jeder Art von Verbrechen, die
sie begangen haben könnten, unabhängig von
der Schwere der Verbrechen. Während Immu-
nität verfahrensrechtlichen Charakter habe, sei
strafrechtliche Verantwortlichkeit eine Frage des
materiellen Rechts. Wenn Zuständigkeit nach
Völkerrecht gegeben ist, kann ein Gericht eines
Staates einen ehemaligen Außenminister eines
anderen Staates strafrechtlich verfolgen für Ak-
te, die dieser vor oder nach seiner Amtszeit be-
gangen hat sowie für privat vorgenommene Ak-
te während der Amtszeit. Schließlich verwies
der Gerichtshof auf die Zuständigkeit, die in
diesem Zusammenhang internationalen Straf-
gerichten übertragen werden kann. Aus all die-
sen Gründen sei Immunität nicht gleichbedeu-
tend mit Straflosigkeit.
Auf der Grundlage dieser Erwägungen kam der
Gerichtshof zu dem Ergebnis, daß der Erlaß und
die Verbreitung des Haftbefehls durch das bel-
gische Gericht rechtswidrig waren und daß Bel-
gien den Haftbefehl mit Mitteln seiner Wahl
aufheben müsse und die Behörden, an die der
Haftbefehl weitergeleitet wurde, entsprechend
benachrichtigen müsse. Schließlich hob der IGH
hervor, daß die Feststellung, daß der Haftbefehl
rechtswidrig war, als solche schon eine Genug-
tuung nach Völkerrecht darstelle und den im-
materiellen Schaden, den Kongo erlitten habe,
wiedergutmache.
In den zahlreichen Sondervoten zum Urteil spiel-
te die Frage der Immunität kaum eine Rolle,
sondern hier wurde vor allem die vom Gerichts-
hof nicht behandelte Frage des Erlasses eines
Haftbefehls in Abwesenheit nach Völkerrecht
behandelt. IGH-Präsident Gilbert Guillaume bei-
spielsweise machte deutlich, daß ein Staat nach
Völkerrecht grundsätzlich nur zuständig ist, ein
im Ausland begangenes Verbrechen strafrecht-
lich zu verfolgen, wenn der Täter oder zumin-
dest das Opfer die Staatsangehörigkeit dieses
Staates hat oder wenn das Verbrechen seine in-
nere oder äußere Sicherheit bedroht. Darüber
hinaus können Staaten in Fällen von Piraterie
oder anderen in internationalen Konventionen
niedergelegten Verbrechen nur dann strafrecht-
lich verfolgen, wenn der Täter sich auf ihrem
Staatsgebiet aufhält. Neben diesen Fällen kennt
das Völkerrecht keine universelle Zuständigkeit
und noch weniger akzeptiert es universelle Zu-
ständigkeit in Abwesenheit.

III. Das Urteil des IGH ist bemerkenswert ins-
besondere im Hinblick auf das, was nicht ent-
schieden wurde. Seine Ausführungen zur Im-
munität sind allesamt nachvollziehbar und stel-
len das in diesem Bereich akzeptierte Recht dar.
Von größerem Interesse hingegen ist die Frage
nach dem Umfang des Weltrechtsprinzips, das
den Staaten eine Zuständigkeit zur Verfolgung
besonders schwerer Straftaten verleiht, auch
wenn keiner der üblicherweise geforderten An-
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